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Diskussionsbeiträge 

Stabilitätskonforme Lohnpolitik: Ein Vergleich 
alternativer Lohnleitlinien aus gesamtwirtschaftlicher 

Sicht 

Von Wolfgang Scherf, Freiburg 

1. Problemstellung: Die Lohnpolitik als Störfaktor 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Die Nominallohnpolitik der Gewerkschaften hat sich in der Vergangenheit mehrfach 
als Ursache gesamtwirtschaftlicher Fehlentwicklungen erwiesen. Die Erfahrungen mit 
den konjunkturellen Rückschlägen seit den siebziger Jahren zeigen, daß überzogene 
Lohnabschlüsse, die zu kosteninduzierten Preissteigerungen führen, in Verbindung mit 
einer restriktiven Geldpolitik einen konjunkturellen Einbruch und langanhaltende 
Arbeitslosigkeit hervorrufen können. Die gleichzeitige Verletzung der beiden zentralen 
Zielgrößen - Vollbeschäftigung und Preisniveaustabilität - ist eine Herausforderung 
für die traditionelle Stabilitätspolitik keynesianischer Prägung, der sie mit den 
Instrumenten der Finanz- und Geldpolitik allein nicht gerecht werden kann. 

Zur Bekämpfung der Stagflation und zur Vermeidung weiterer Stabilisierungskrisen 
wurde daher immer wieder eine Ergänzung bzw. Absicherung der Konjunkturpolitik 
durch einkommens- und insbesondere durch lohnpolitische Maßnahmen gefordert1). 
Das bislang beobachtbare Verhalten der Tarifparteien in der Bundesrepublik Deutsch-
land gibt wenig Anlaß, die Erfolgsaussichten derartiger Vorschläge hoch einzuschätzen. 
Eine Auseinandersetzung mit der Frage, an welchen Größen sich die Lohnpolitik 
ausrichten müßte, wenn sie weder inflationsfördernd noch beschäftigungsfeindlich 
wirken soll, scheint dennoch sinnvoll zu sein. Die traditionellen Lohnleitlinien werden 
nämlich nicht nur in der Praxis ständig ignoriert. Sie können auch aus theoretischer 
Sicht nur mit erheblichen Einschränkungen überzeugen; ja sie führen sogar in manchen 
Situationen zu falschen Empfehlungen. 

1) Ausführungen zu den grundlegenden Aspekten der Einkommenspolitik finden sich in jedem 
neueren Lehrbuch der Konjunktur- und Stabilisierungspolitik. Vgl. z.B. H. Friedrich, Stabilisie-
rungspolitik, 2. Auflage, Wiesbaden 1986, S. 193 ff.;]. Pätzold, Stabilisierungspolitik, Grundla-
gen der nachfrage- und angebotsorientierten Wirtschaftspolitik, 3. Auflage, Bern/Stuttgart 1989, 
S. 292 ff. Gesamtwirtschaftlich orientierte Lohnkonzeptionen werden ausführlich diskutiert bei A. 
E. Ott, Leitlinien für die branchenmäßige Lohnfindung. Ein Beitrag zur Lohnpolitik, Düsseldorf 
1968; E. Scheele, Gesamtwirtschaftlich orientierte Lohnpolitik in der Marktwirtschaft, Düssel-
dorf 1969; K. Kleps, Lohnpolitische Konzeptionen und Vermögensbildung: Ein Weg aus der 
Stabilitäts- und verteilungspolitischen Sackgasse, Baden-Baden 1982. 
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Das wohl bekannteste und populärste Stabilitätslohnkonzept ist die produktivitäts-
orientierte Lohnpolitik2). Sie bildet daher den Ausgangspunkt der folgenden Überle-
gungen, die sich zunächst mit theoretischen Ansätzen zur Begründung der Produkti-
vitätsformel befassen. Ansatzpunkte der Kritik und der möglichen Weiterentwicklung 
des Konzepts werden dabei bereits erkennbar. Die vorgeschlagenen Modifikationen 
lassen sich idealtypisch danach unterscheiden, ob sie eher angebots- oder nachfrage-
theoretische Aspekte in den Vordergrund stellen. Die angebotsorientierte Perspektive 
findet sich vor allem im Konzept der kostenniveauneutralen Lohnpolitik, das der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bereits 
in seinem ersten Jahresgutachten entwickelt hat3). Nachfragefaktoren spielen dagegen 
in der Diskussion über die Lohnleitlinien eine untergeordnete Rolle. Sie werden fast 
ausschließlich in Verbindung mit einer verstärkten Vermögensbildung in Arbeitneh-
merhand diskutiert. Ein zentrales Anliegen dieses Diskussionsbeitrags besteht darin, zu 
zeigen, daß eine stabilitätsgerechte Lohnpolitik nur zustande kommen kann, wenn man 
die einseitige Angebots- bzw. Kostenorientierung zugunsten einer stärkeren Integration 
von Nachfrage- bzw. Kreislaufaspekten aufgibt. 

2. Alternative Ansätze einer Orientierung der Lohnpolitik an 
gesamtwirtschaftlichen Stabilitätszielen 

2.1. Das Konzept der produktivitätsorientierten Lohnpolitik 
„Die lohnpolitische Diskussion in der BRD zeigt immer wieder, wie tief verwurzelt 

die Auffassung ist, daß Lohnerhöhungen, die im Umfang des gesamtwirtschaftlichen 
Produktivitätsfortschrittes ... vorgenommen werden, die Geldwertstabilität nicht 
gefährden. Denn die erzielte Zunahme der Produktionsleistung je Stunde würde das 
durch die Lohnerhöhung induzierte Ansteigen des Kostenniveaus kompensieren und 
damit bei Vollbeschäftigung das Preisniveau konstant lassen"4). Mit diesen Worten hat 
Herbert Giersch im Jahr 1967 die auch heute noch vorherrschende Auffassung über 
eine gesamtwirtschaftlich vertretbare Lohnpolitik skizziert5). Charakteristisch für das 
produktivitätsorientierte Stabilitätskonzept ist - nach einer Definition von Alfred E. 
Ott - die Orientierung der Erhöhung der Nominallohnsätze an der Steigerungsrate der 
durchschnittlichen volkswirtschaftlichen Arbeitsproduktivität. Das damit verfolgte 
Primärziel ist die Stabilisierung des volkswirtschaftlichen Preisniveaus. Verteilungspo-
litische Ziele treten demgegenüber zurück: „Die Konstanz der Lohnquote wird als Preis 
für die Stabilisierung des volkswirtschaftlichen Preisniveaus in Kauf genommen"6). 

2) Vgl. zur Entwicklung und Diskussion des Konzepts der produktivitätsbezogenen Lohnpolitik 
insbesondere M. Wansleben, Der Produktivitätszuwachs als Maßstab für eine beschäftigungs-
orientierte Lohnpolitik, Baden-Baden 1986. 

3) Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahres-
gutachten, Stabiles Geld - Stetiges Wachstum, Bonn 1964, Z. 248. 

4) H. Giersch, Probleme stabilitätskonformer Lohnpolitik, Kyklos, Vol. XX, 1967, S. 147. 
5) Die produktivitätsbezogene Lohnpolitik wurde allerdings auch immer wieder kritisiert, 

zuletzt vor dem Hintergrund der Beschäftigungskrise Anfang der achtziger Jahre. Vgl. M. 
Wansleben, Produktivitätsorientierung der Löhne - der falsche Weg? Wirtschaftsdienst, 1984, S. 
609-614 und die Replik von ]. Husmann, Produktivitätsorientierung der Löhne - globale 
Faustformel ohne Perfektionsanspruch, Wirtschaftsdienst, 1985, S. 151-154. 

6) A. E. Ott, a.a.0., S. 48. 
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Ob der angesprochene Konflikt zwischen Stabilitäts- und Verteilungsziel in dieser 
Form tatsächlich existiert, kann zunächst offen bleiben. Von größerem Interesse ist die 
Frage nach einer theoretischen Begründung der These von der Preisniveauneutralität 
produktivitätsbezogener Nominallohnerhöhungen. Die angebots- oder kostenorien-
tierte Argumentation rekurriert auf den Zusammenhang zwischen Angebotspreisnive-
au und Stückkosten7). Ausgangspunkt ist die Überlegung, daß die Preisbildung in einer 
Wirtschaft, in der monopolistische Marktformen (Oligopole, monopolistische Kon-
kurrenz) dominieren, typischerweise mit Hilfe einer Zuschlagskalkulation erfolgt. 
Wenn die Lohnstückkosten als Kalkulationsgrundlage dienen, ergibt sich als Bestim-
mungsgleichung für das Angebotspreisniveau8): 

A 
Ps = (1 + z) w-

Yr 
(1) 

Nominallohnerhöhungen im Umfang des Produktivitätsfortschritts haben nach 
Gleichung (1) keine Preissteigerungen zur Folge, sofern der Gewinnzuschlag konstant 
bleibt: 

dw 
w 

d(Y/A) ; i:_ = O :::} dps = O 
Y/A z Ps 

(2) 

Da der Zuschlagsatz den durchschnittlichen Monopolgrad zum Ausdruck bringt, 
kann man Gleichung (1) auch dahingehend interpretieren, daß produktivitätsorien-
tierte Lohnabschlüsse bei unveränderten Wettbewerbsverhältnissen preisniveauneutral 
wären. 

2.2. Das Konzept der kostenniveauneutralen Lohnpolitik 
Gegen diese Begründung der Produktivitätsregel lassen sich bereits unter Beibehal-

tung der angebotsorientierten Perspektive eine Reihe von Einwänden erheben. Das vom 
Sachverständigenrat entwickelte Konzept der kostenniveauneutralen Lohnpolitik 
richtet sich vor allem gegen die Vernachlässigung der Nichtlohnkosten. Ziel der 
Ausführungen im ersten Jahresgutachten war die „Aufklärung über jene lohnpoliti-
schen Bedingungen, unter denen ohne Beschränkung der tarifpolitischen Autonomie 
der Sozialpartner Geldwertstabilität ohne Arbeitslosigkeit - oder Vollbeschäftigung 
ohne Inflation - möglich ist"9). Der Sachverständigenrat hat zu dieser Frage im 
wesentlichen die folgenden Argumente vorgetragen: 
- Das Problem der Geldwertstabilität bei Vollbeschäftigung ist identisch mit dem 

Problem der Stabilisierung des volkswirtschaftlichen Kostenniveaus. 
- Damit das Kostenniveau nicht steigt, dürfen die Nominallöhne im allgemeinen nur 

um den Prozentsatz erhöht werden, um den in der Gesamtwirtschaft das Produk-
tionsergebnis je Stunde zugenommen hat. 

7) Vgl. H. Bartmann, Verteilungstheorie, München 1981, S. 338 ff. 
8) Symbole: Ps = Angebotspreisniveau; z = Gewinnzuschlag; w = Nominallohnsatz; A = 

Arbeitsstunden; Y, = reales Sozialprodukt. 
9) Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1964, a.a.O., Z. 248. 
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- Über den Fortschritt der gesamtwirtschaftlichen Produktivität hinaus ist ein 
zusätzlicher Spielraum für Lohnerhöhungen gegeben, wenn der Anteil der Kapital-
kosten an den Gesamtkosten abnimmt oder wenn die terms of trade sich 
verbessern. 

- Zu den Lohnerhöhungen rechnen im Hinblick auf die Kostenseite auch Anhebungen 
der Sozialversicherungsbeiträge, soweit sie den Arbeitgeberanteil betreffen. 
Die Einbeziehung zusätzlicher Kostenfaktoren kann als Fortschritt gegenüber der 

einfachen Produktivitätsregel angesehen werden. Im einzelnen nennt der Sachverstän-
digenrat Kapitalkosten, Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und Kosten der 
importierten Vorleistungen, die sich hinter den terms of trade verbergen. Als weitere 
gesamtwirtschaftlich wichtige Größe sind die indirekten Steuern zu berücksichtigen. 

Charakteristisch für die kostenniveauneutrale Lohnpolitik ist, daß Variationen der 
Nichtlohnkosten pro Stück durch entgegengerichtete Abweichungen der Nominallohn-
erhöhungen vom Produktivitätsfortschritt ausgeglichen werden sollen. Zur stabilitäts-
politischen Begründung dieser Forderung kann man wiederum die kostenbezogene 
Preisbildung heranziehen, nun allerdings auf der Grundlage der gesamten Stückkosten. 
Das Prinzip sei anhand einer Erweiterung des durchschnittlichen Kostenniveaus (Kc) 
um die Kosten des Kapitaleinsatzes erläutert, denen im Konzept des Sachverständigen-
rats die Schlüsselstellung zukommt. Man erhält die modifizierte Preisgleichung: 

Kc [ A KJ Ps = (1 + z) - = (1 + z) w - + r -
Y, Y, Y, 

(3) 

Die Kapitalkosten werden dabei definiert als Produkt aus Kapitalkostensatz (r) und 
realem Kapitalbestand (K). Der Kapitalkostensatz soll kalkulatorische Zinsen und 
Abschreibungen zum Ausdruck bringen. Auf die Schwierigkeiten seiner praktischen 
Ermittlung und auf die Frage der Eigenkapitalverzinsung kann hier nicht eingegangen 
werden10). Aus Gleichung (3) folgt, daß produktivitätsbezogene Lohnerhöhungen 
Preisniveaustabilität gewährleisten, wenn neben dem Gewinnzuschlag bzw. Monopol-
grad auch die spezifischen Kapitalkosten (r K/Y,) konstant bleiben. Nehmen sie 
hingegen zu, so ist das Angebotspreisniveau nur durch Nominallohnerhöhungen, die in 
entsprechendem Umfang unterhalb der Zuwachsrate der durchschnittlichen Arbeits-
produktivität liegen, aufrechtzuerhalten. 

Als Begründung für eine Anrechnung der Kapitalkosten wird darauf verwiesen, daß 
sich Produktivitätsfortschritte zumindest auf längere Sicht nur durch vermehrten 
Kalpitaleinsatz je Beschäftigtenstunde erzielen lassen. Daher sei es erforderlich, die aus 
der Kapitalintensivierung der Produktion resultierenden zusätzlichen Kosten vorweg 
abzudecken11). Kurzfristige, konjunkturpolitisch bedingte Schwankungen des Anteils 
der Kapital- an den Gesamtkosten sollen allerdings nach Auffassung des Sachverstän-
digenrats unberücksichtigt bleiben. Auf die mit den Kapitalkosten verbundenen 
speziellen Probleme wird erst später eingegangen, denn sie lassen sich sinnvoll nur unter 
Einbeziehung der Nachfrageaspekte diskutieren. 

10) „Als Kapitalkosten dürfte eigentlich nur der statische Normalprofit ... angesehen werden. 
Akzeptiert man diese Ansicht, so wird man dazu neigen, in die Gleichung für die volkswirtschaft-
lichen Durchschnittskosten einen Sollzinssatz (target rate of interest) einzusetzen, wie es dem 
Sachverständigenrat vorschwebt". A. E. Ott, a.a.O., S. 28. 

11) Vgl. H. Giersch, a.a.O., S. 153. 
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In einer engen Interpretation könnte man der produktivitätsbezogenen Lohnpolitik 
aus angebotsorientierter Sicht durchaus Stabilitätskonformität attestieren, denn ein 
Blick auf Gleichung (3) für den Zusammenhang zwischen Preisniveau und Stückkosten 
zeigt, daß produktivitätsbezogene Nominallohnerhöhungen unter ceteris-paribus-
Bedingungen nicht inflationär wirken. Wenn bei einer Variation der spezifischen 
Kapitalkosten ein Abweichen von der Produktivitätsregel gefordert wird, steht dahinter 
eine weiter gefaßte Interpretation des Begriffs der Stabilitätskonformität: Die Lohn-
politik soll nicht nur selbst keine inflationären Impulse geben, sondern darüber hinaus 
anderweitig verursachte Preisauftriebstendenzen neutralisieren. Es bedarf keiner 
näheren Erläuterung, daß eine solche "kompensatorische" Lohnpolitik - unabhängig 
von der konkreten „Kompensationsregel" - besondere Anforderungen an die Ein-
sichtsfähigkeit und -willigkeit der Arbeitnehmer bzw. Gewerkschaften stellt, wenn sie 
realisiert werden soll. 

2.3. Stabilitätskonforme Lohnpolitik aus kreislauftheoretischer Sicht 
Die Dominanz der angebots- bzw. kostenorientierten Sicht der Lohnpolitik zeigt sich 

besonders deutlich im Konzept des Sachverständigenrats. Dabei überrascht die 
Vernachlässigung der Nachfrageseite umso mehr, als der Sachverständigenrat explizit 
für eine vollbeschäftigte Wirtschaft argumentiert, in der das Preisniveau nicht mehr rein 
kostentheoretisch erklärt werden kann. Vielmehr sind Variationen der monetären 
Gesamtnachfrage mit gleichgerichteten Preisänderungen verbunden, jedenfalls solange 
das kostenbezogen kalkulierte Angebotspreisniveau bei Normalauslastung des Produk-
tionspotentials dabei nicht unterschritten wird. Infolgedessen stellt sich die Frage nach 
den nachfrageseitigen Determinanten des Preisniveaus und ihrer Bedeutung für eine 
stabilitätskonforme Lohnpolitik12) . 

Den Ausgangspunkt bildet die Möglichkeit einer kreislauftheoretischen Begründung 
der Produktivitätsregel13). Dahinter steht die Überlegung, daß Preisniveaustabilität 
erreicht werden kann, wenn nominelle Gesamtnachfrage und reales Gesamtangebot 
mit derselben Rate wachsen. Bei einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik ist dies 
unter bestimmten, wenn auch nicht sehr realistischen Voraussetzungen der Fall. Die 
grundlegenden Zusammenhänge lassen sich anhand des einfachen Kaldor-Modells für 
eine geschlossene Volkswirtschaft ohne Staat demonstrieren. 

Verwendungsseitig entspricht das nominelle Sozialprodukt (Y) der Summe aus 
Konsum (C) und Investitionen (I) bzw. Ersparnissen (S), während auf der Verteilungs-
seite nach Löhnen (L) und Gewinnen (G) zu differenzieren ist: 

Y=C+I=C+S=L+G (4) 

12) Vgl. zu den kreislauftheoretischen Aspekten der Lohnpolitik N . Güssregen, Kostenniveau-
neutrale Lohnpolitik und ihre verteilungspolitischen Implikationen, Frankfurt am Main 1974, 
S. 54 ff.; A. Oberhauser, Lohnsteigerungen und Beschäftigung. In: J. Langkau/C. Köhler (Hrsg.), 
Wirtschaftspolitik und wirtschaftliche Entwicklung, Bonn 1985, S. 202 ff.; R. Braun, Stabilitäts-
und verteilungspolitische Aspekte eines Inflationsausgleichs für Arbeitnehmereinkommen, Pfaf-
fenweiler 1991, S. 121 ff. 

13) Vgl. E. Scheele, a.a.O„ S. 99 ff.; H. Bartmann, a.a.O„ S. 334 ff. 
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Unter der Annahme einer kaldorianischen Sparfunktion variiert die gesamte 
Ersparnis nach Maßgabe der gruppenspezifischen Sparquoten der Arbeitnehmer (sL) 
bzw. Unternehmer (sG) mit der Einkommensverteilung: 

S = sL L + SG G = [sG - (sc - sL)(L/Y)]Y (5) 

Daraus folgt in Verbindung mit der IS-Gleichgewichtsbedingung die Kaldor-Formel für 
die Lohnquote: 

L wA 
y p Yr 

SG - (l/Yr) 
SG - SL 

(6) 

Aus Gleichung ( 6) resultiert eine nachfrageseitige Beziehung zwischen Preisniveau und 
Lohnstückkosten: 

SG - SL A 
po= w-

SG - (l/Yr) Yr 
(7) 

Zu diesem „Nachfragepreisniveau" kann ein gegebenes reales Sozialprodukt bei 
Konstanz der gruppenspezifischen Sparquoten, der Investitionsquote, des Nominal-
lohnsatzes und der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität abgesetzt werden. Das 
Nachfragepreisniveau bleibt ceteris paribus unverändert, wenn Nominallohnerhöhun-
gen, die für sich genommen nachfrage- und damit preissteigernd wirken würden, mit 
einem entsprechenden kosten- und preissenkenden Produktivitätszuwachs einherge-
hen 14). Allerdings sollte man Gleichung (7) weniger als mögliche kreislauftheoretische 
Begründung der Produktivitätsregel, sondern mehr als Hinweis auf nachfrageseitig 
erforderliche Modifikationen betrachten: Mit Blick auf die Stabilität des Preisniveaus 
sind Abweichungen von der Produktivitätsregel immer dann erforderlich, wenn 
Änderungen im Sparverhalten der Arbeitnehmer bzw. der Unternehmer oder Verschie-
bungen in der Verwendungsstruktur des Sozialprodukts eintreten. Letztere kommen im 
Modell einer geschlossenen Volkswirtschaft ohne Staat in einer Variation der 
Investitionsquote zum Ausdruck, betreffen in einer erweiterten Betrachtung aber auch 
die relativen Veränderungen der staatlichen (Neu-) Verschuldung und des Leistungsbi-
lanzsaldos. 

14) Nominallohnerhöhungen wirken im Kaldor-Modell, das sich auf ein gegebenes Sozialpro-
dukt bezieht, ceteris paribus inflationär. Mit der Produktionsmenge ist bei gegebener Produk-
tionstechnik der Arbeitseinsatz fixiert. Ein steigender Lohnsatz geht folglich mit einem Wachstum 
der Lohnsumme und der davon abhängigen nominellen Konsumgüternachfrage der Arbeitnehmer 
einher. Dies löst nachfrageseitig den Inflationsprozeß aus, in dessen Verlauf auch die nominelle 
Investitionsgüternachfrage bei annahmegemäß konstanten Realinvestitionen und der nominelle 
Unternehmerkonsum aufgrund des preisbedingten Gewinnanstiegs zunehmen. Ein Produktivitäts-
zuwachs senkt die Stückkosten und gestattet bei gleichem Arbeitseinsatz die Produktion eines 
höheren realen Sozialprodukts. Die gestiegene Produktionsmenge kann jedoch nur zu geringeren 
Preisen abgesetzt werden, solange die Lohnsumme und die nominelle Gesamtnachfrage unverän-
dert bleiben. Produktivitätsbezogene Nominallohnerhöhungen kompensieren die Kostensenkung, 
bewirken aber auch einen Nachfrageanstieg, der den Absatz des höheren Gütervolumens zu 
konstanten Preisen ermöglicht. 
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Die grundlegenden Kreislaufzusammenhänge lassen sich am Beispiel einer Erhöhung 
der Invesitionsquote skizzieren. In diesem Fall kann der reale Konsum im Vergleich zum 
Produktionspotential nur unterproportional steigen. Daher muß bei gegebenem 
Sparverhalten eine Verteilungsumschichtung zugunsten der Unternehmer zustande 
kommen, deren marginale Sparneigung größer ist als die der Arbeitnehmer15). Letzteres 
trifft insbesondere aufgrund der kurzfristigen Flexibilität der nicht ausgeschütteten 
Gewinne zu16). Der erforderliche Rückgang der Lohnquote erfolgt bei produktivitäts-
bezogener Lohnpolitik über Preissteigerungen, die eine reale Verdrängung des 
Arbeitnehmerkonsums bewirken. Preisniveaustabilität ist nur zu erreichen, wenn der 
Anstieg der Investitionsquote auf die Nominallohnerhöhungen angerechnet wird, die 
dann hinter dem Produktivitätsfortschritt zurückbleiben müssen17). Diese Folgerung 
gilt weitgehend analog für die bereits erwähnten Variationen des Leistungsbilanzsaldos 
und der staatlichen Inanspruchnahme des Produktionspotentials. 

Die Überlegungen zur lohnpolitischen Berücksichtigung von Veränderungen in der 
Verwendungsstruktur des Sozialprodukts beziehen sich keineswegs auf ein nur 
theoretisches interessantes Problem. Ein Blick auf die empirische Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland unterstreicht die quantitative Bedeutung und damit auch 
die praktische Relevanz derartiger Effekte. Der Anteil der Summe aus privaten 
Investitionen, Staatsverschuldung und Leistungsbilanzsaldo am Nettosozialprodukt ist 
beispielsweise von 9,6 vH im Jahr 1985auf13,9 vH im Jahr 1990 gestiegen und dann 
wieder auf 9,2 vH im Jahr 1993 gefallen, unterlag also Schwankungen in einer 
Größenordnung von 4 bis 5 Prozentpunkten des Nettosozialprodukts innerhalb 
weniger Jahre. Daß sich die Gewinnquote in gleicher Richtung und vergleichbarem 
Umfang verändert hat (1985: 23,8 vH, 1990: 26,8 vH, 1993: 23,7 vH), kann als Beleg 
für den kaldorianischen Zusammenhang zwischen Einkommensverwendung und 
Einkommensverteilung angesehen werden18). 

Gleichung (7) für das Nachfragepreisniveau zeigt ebenso wie Gleichung (3) für das 
Angebotspreisniveau, daß produktivitätsbezogene Lohnerhöhungen keine hinreichen-
de Stabilitätsbedingung darstellen. Allerdings unterscheiden sich die für eine stabili-
tätskonforme Lohnpolitik im weiteren Sinne maßgeblichen Kompensationsregeln 
fundamental. Während der Sachverständigenrat den Ausgleich anderweitig verursach-
ter Kostenänderungen als notwendig und hinreichend erachtet, stellt der kreislauftheo-
retische Ansatz die Kompensation von Schwankungen der monetären Gesamtnachfra-

15) Die vorgegebenen Investitionen bestimmen also im Kaldor-Modell die Ersparnisse und die 
(gleichgewichtige) Gewinnquote - und nicht umgekehrt. Vgl. A. Wagner, Makroökonomik, 
Volkswirtschaftliche Strukturen II, Stuttgart/New York 1990, S. 186ff. 

16) Vgl. zur Bedeutung der nicht ausgeschütteten Gewinne für die Funktionsweise des 
kaldorianischen Verteilungsmechanismus W. Scherf, Die Bedeutung des kaldorianischen Vertei-
lungsmechanismus für die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der staatlichen Neuverschuldung, 
Frankfurt am Main 1994, S. 97 ff. und W. Scherf, Die Bedeutung der nicht ausgeschütteten 
Gewinne für die Koordination von Sparen und Investieren, Diskussionsbeiträge/Discussion Papers 
29/1994, Institut für Finanzwissenschaft der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau. 

17) Die preisniveauneutrale Lohnsteigerungsrate folgt aus Gleichung (7): 

= d(Y/A) d(l,/Y,) dpo = O. 
w (Y,IA) sG - (I,IY,) Po 

18) Vgl. zur empirischen Entwicklung W. Scherf, Die Bedeutung der nicht ausgeschütteten 
Gewinne für die Koordination von Sparen und Investieren, a.a.O„ S. 4 ff. 
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ge in den Vordergrund, die auf Änderungen im Sparverhalten und in der Verwen-
dungsstruktur des Sozialprodukts zurückgehen. 

Wenn man bedenkt, daß die Löhne einerseits gesamtwirtschaftlich der bedeutendste 
Kostenfaktor sind, andererseits aber auch die wichtigste Quelle des Konsums 
darstellen, ist es schon erstaunlich, daß in der wissenschaftlichen Diskussion meist 
keine Integration der von beiden Seiten als relevant angesehenen Aspekte erfolgt. Im 
folgenden wird ein einfaches makroökonomisches Modell vorgestellt, mit dessen Hilfe 
die alternativen lohnpolitischen Strategien unter Berücksichtigung ihrer Kosten- und 
Nachfragewirkungen analysiert werden können. Ziel der Überlegungen ist es, ein 
realitätsnäheres Bild von den Möglichkeiten und vielleicht mehr noch von den Grenzen 
einer stabilitätsorientierten Lohnpolitik zu gewinnen. 

3. Die Problematik der verschiedenen Lohnleitlinien unter 
stabilitätspolitischen Aspekten 

3.1. Nachfrage- und Angebotspreisniveau bei variablem 
Auslastungsgrad des Produktionspotentials 

Mit den Preisfunktionen (3) und (7) liegen die Bausteine für die Konstruktion eines 
aggregierten Angebots-Nachfrage-Modells bereits vor. Sie können miteinander ver-
knüpft werden, wenn man die Vollbeschäftigungsannahme fallen läßt. Wie sich noch 
zeigen wird, kommt dies den angebots- bzw. kostenorientierten Stabilitätslohnkonzep-
ten entgegen, die von einigen Hauptvertretern merkwürdigerweise nur für eine 
gleichgewichtige Ausgangslage auch auf dem Arbeitsmarkt propagiert werden. Bei 
variablem Auslastungsgrad eines gegebenen Produktionspotentials stellt sich die Frage 
nach dem Verlauf der Preisfunktionen. Der Bezug zur Kapazitätsauslastung soll 
zunächst für das Nachfragepreisniveau hergestellt werden. 

Die Kaldor-Lohnquotenformel ( 6) und die daraus abgeleitete Bestimmungsgleichung 
für das Nachfragepreisniveau (7) folgen aus der IS-Gleichgewichtsbedingung für den 
Gütermarkt. Diese erhält aber durch die Aufgabe der Vollbeschäftigungsannahme 
einen Freiheitsgrad. Das Gütermarktgleichgewicht ist damit nicht mehr eindeutig 
bestimmt, sondern aus den Nachfragebedingungen ergeben sich - in gewisser Analogie 
zum IS-LM-Modell - nur noch die Kombinationen von realem Sozialprodukt und 
Lohnquote bzw. Preisniveau, die für ein gegebenes Investitionsvolumen und konstante 
Sparneigungen nachfrageseitig miteinander vereinbar sind. Man beachte, daß die 
keynesianisch-kaldorianische Annahme exogener Realinvestitionen nur für die modell-
theoretische Ableitung der Nachfragepreisniveaufunktion benötigt wird. Sie sollte 
keinesfalls als makroökonomische Investitionsfunktion interpretiert werden. Das hier 
vorgestellte Modell ließe sich in dieser Hinsicht problemlos durch die Einführung von 
zins-, auslastungs- und/oder gewinnabhängigen Investitionen erweitern. 

Bei Vollbeschäftigung ist ein real gegebenes Investitionsvolumen gleichbedeutend 
mit einer konstanten Investitionsquote. Bei Unterbeschäftigung läuft dieselbe Annahme 
jedoch darauf hinaus, daß Veränderungen im Auslastungsgrad des Produktionspoten-
tials mit entgegengerichteten Variationen der Investitionsquote einhergehen. Dies gilt 
in verstärktem Maße, wenn das Zinsniveau negativ mit der Investitionsgüternachfrage, 
aber - aufgrund monetärer Faktoren (LM-Funktion) - positiv mit dem Auslastungs-
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grad verknüpft ist19). Ein wachsender Auslastungsgrad impliziert unter den genannten 
Voraussetzungen nachfrageseitig eine rückläufige Investitionsquote, eine steigende 
Lohnquote und damit ein relativ zu den Lohnstückkosten sinkendes Preisniveau20). Der 
Grund liegt darin, daß ein gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht bei höherem Sozial-
produkt, aber unveränderten Realinvestitionen nur erreicht werden kann, wenn die 
durchschnittliche Konsumquote infolge einer Verteilungsumschichtung zu Lasten der 
Unternehmer steigt. Die Verteilungsänderung ist erforderlich, um die reale Konsumgü-
ternachfrage so stark anzuheben, daß sie zusammen mit den unveränderten Investitio-
nen dem größeren Sozialprodukt entspricht21). 

Ein weiterer Grund für den negativen Zusammenhang zwischen Nachfragepreisni-
veau und realem Sozialprodukt liegt darin, daß die Beschäftigung im Konjunkturver-
lauf nicht so stark schwankt wie die Produktionsmenge. Theoretische und empirische 
Untersuchungen deuten darauf hin, „daß Unternehmen, die Nachfrageveränderungen 
als vorübergehend ansehen, nicht mit einer Änderung der Zahl der Beschäftigten 
reagieren. Bei einem Nachfragerückgang „horten" sie Arbeitskräfte, weil Entlassungen 
und spätere Wiedereinstellungen Kosten verursachen; und bei Nachfragesteigerungen 
werden diese „gehorteten" Arbeitskräfte wieder voll genutzt und darüber hinaus 
„Sonderschichten" eingelegt oder Überstunden gemacht. Es werden keine Punkte auf 
der Produktionsfunktion realisiert"22). Eine derartige Personalpolitik läuft darauf 
hinaus, daß ein Teil der Arbeitskosten zumindest kurzfristig Fixkostencharakter hat. 
Dies gilt in verstärktem Maße, wenn man berücksichtigt, daß ein großer Teil der Löhne 
und Gehälter auf Arbeitnehmer entfällt, die gar nicht direkt in der Produktion tätig 
sind, deren Einkommen also von vornherein als weitgehend mengenunabhängig gelten 
kann. Infolge der fixen Löhne nehmen die spezifischen Lohnkosten bei gegebenem 
Lohnsatz mit wachsendem Auslastungsgrad des Produktionspotentials ab. Einkommen 
und Konsum der Arbeitnehmer wachsen daher im Aufschwung nur unterproportional 
mit dem Gesamteinkommen - eine Annahme, die durch die empirisch beobachtbaren 
zyklischen Schwankungen der Arbeitsproduktivität belegt wird23). 

Mit der Nachfragepreisfunktion ist das „kaldorianische" Element des aggregierten 
Angebots-Nachfrage-Modells bestimmt. Ein Gütermarktgleichgewicht kann nun aber 
erst in Verbindung mit einer zweiten Preisfunktion abgeleitet werden, die zeigt, welche 
Kombinationen von Preisniveau und realem Sozialprodukt angebotsseitig zueinander 
passen. Daß die hier unterstellte Preisaufschlagshypothese Kritik hervorgerufen hat, 
überrascht nicht, steht sie doch im Widerspruch zu den Aussagen der mikroökonomi-

19) Monetäre Faktoren, die über die zinsabhängige Nachfrage wirken und damit die Modeller-
gebnisse beeinflussen, werden in dieser Arbeit nicht explizit modelliert, spielen aber- wie sich noch 
zeigen wird - eine wichtige Rolle für die Wirkungen der Lohnpolitik. 

20) Da ein Aufschwung ohne zunehmende (Real-)lnvestitionen kaum denkbar ist, mag eine mit 
wachsendem Auslastungsgrad rückläufige Investitionsquote auf den ersten Blick unplausibel 
erscheinen. Dieser Effekt kennzeichnet nachfrageseitig jedoch nur eine Bewegung entlang der 
Preisfunktion, bezieht sich also auf den Kurvenverlauf. Absolut zunehmende Realinvestitionen 
verschieben die Nachfragepreisfunktion nach oben - mit dem Ergebnis, daß der Auslastungsgrad 
bei normal verlaufender Angebotspreisfunktion steigt. 

21 ) Vgl. B. Külp, Verteilungstheorie, 2. Auflage, Stuttgart/New York 1981, S. 56. 
22) H. Hesse, Theoretische Grundlagen der „Fiscal Policy", München 1983, S. 87. 
23) In einer neueren empirischen Untersuchung für die Bundesrepublik Deutschland hat sich 

„die Arbeitsproduktivität als in hohem Maße prozyklisch mit leichten Vorlaufeigenschaften" 
erwiesen. Vgl. H.-D. Smeets, „Stylized Facts" zum Konjunkturverlauf in der Bundesrepublik 
Deutschland, Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, Band 210, 1992, S. 518. 
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sehen Theorie über gewinnorientiertes Unternehmerverhalten24). Dafür hat sie den 
Vorzug, durch empirische Untersuchungen über die Preisbildung in der betrieblichen 
Praxis gestützt zu werden25). Die Annahme einer Zuschlagskalkulation gewinnt an 
Plausibilität, wenn man sie nicht im Sinne des starren Vollkostenprinzips versteht, wie 
dies in der Literatur häufig geschieht. 

Eine realitätsnähere Interpretation läßt sich folgendermaßen skizzieren26): Wegen 
der unvollkommenen Kenntnis einzelner Preis-Absatz-Funktionen und Unsicherheiten 
über Reaktionen der Konkurrenz orientieren sich die Unternehmen bei der Preisbildung 
vor allem an den Stückkosten. Da die effektiven Gesamtkosten pro Stück aufgrund der 
Fixkosten bei rückläufigem Absatz zunehmen, kommen sie als Kalkulationsgrundlage 
kaum in Betracht. Die Preisbildung dürfte vielmehr nach Maßgabe der variablen 
Stückkosten, die bis zur Kapazitätsgrenze annähernd konstant sind, oder nach 
Maßgabe der gesamten Stückkosten bei Normalauslastung erfolgen. Trotz grundsätz-
lich kostenbezogener Kalkulation kann mit einer begrenzten Preisflexibilität gerechnet 
werden, das heißt die Unternehmen sind bereit, ihre branchenüblichen Gewinnzu-
schläge Umfang zu reduzieren, wenn sie mit Absatzeinbußen konfrontiert 
werden. Allerdings wird auch bei gravierender Unterauslastung des Produktionspo-
tentials ein Mindestpreisniveau nicht unterschritten. Sind die Produktionskapazitäten 
hingegen voll ausgelastet, so führt ein weiterer Nachfrageanstieg zu Preissteigerungen, 
die nicht mehr von der Kostensituation bestimmt werden. 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich die in Abb. 1 vereinfacht dargestellte 
gesamtwirtschaftliche Angebotspreisfunktion {ps-Funktion). In Verbindung mit der 

p 

* PD 

PD 

Y, 
Abb. 1: Preis- und Beschäftigungseffekte der Nominallohnpolitik 

24) Vgl. U. v. Suntum, Lohnleitlinien und Verteilungsspielraum, Wirtschaftswissenschaftliches 
Studium (WiSt), 1982, S. 324. 

25 ) Vgl. für die Bundesrepublik Deutschland S. Wied-Nebbeling, Das Preisverhalten in der 
Industrie, Tübingen 1985. 

26) Vgl. E. Kowalski, Lohnentwicklung und Beschäftigungsgrad. Zum theoretischen Hinter-
grund einer wirtschaftspolitischen Evergreen-Kontroverse, ifo-schnelldienst, 18-19/1978, 
s. 88. 
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aus Gleichung (7) resultierenden Funktion für das Nachfragepreisniveau (p0 -Funktion) 
bestimmt sie das Produktions- und Beschäftigungsvolumen, bei dem die Preisvorstel-
lungen der Unternehmer von der Nachfrageseite her realisierbar sind. Das hier 
präsentierte p0 -p5-Schema mit zwei unabhängigen Preisfunktionen für den Güter-
markt27) unterscheidet sich von den herkömmlichen aggregierten Angebots-Nachfra-
ge-Modellen einerseits durch die monopolgradtheoretische anstelle der neoklassischen 
Sicht der Angebotsbedingungen, andererseits durch die kaldorianische anstelle der 
keynesianischen Modellierung der Nachfrageseite. 

Die Funktionsweise des Modells sei beispielhaft erläutert für den Fall wachsender 
Realinvestitionen, welche die Nachfragefunktion verschieben. Es entsteht zunächst ein 
Überhang der geplanten Investitionen über die geplanten Ersparnisse. Wenn die 
Unternehmer ihre höheren Investitionen aufrechterhalten, müssen die freiwilligen 
Ersparnisse auf dem Weg zu einem neuen Gleichgewicht steigen. Dies geschieht bei 
Vollbeschäftigung „kaldorianisch" durch nachfragebedingte Preissteigerungen und 
einen daraus resultierenden Gewinnquotenanstieg. Bei Unterbeschäftigung erfolgt die 
Anpassung einerseits „keynesianisch" über den allgemeinen Einkommensanstieg, 
andererseits „kaldorianisch" über die wachsende Gewinnquote. Letzteres erklärt sich 
angebotsseitig hauptsächlich aus der (Lohn-)Stückkostendegression, aber auch aus den 
auslastungsbedingt höheren Preisforderungen der Unternehmer, die aufgrund der 
Mehrnachfrage zustande kommen und die Mengeneffekte reduzieren. 

3.2. Preis- und Beschäftigungseffekte der Nominallohnpolitik 
Anhand der Abb. 1 können nun die Preis- und Beschäftigungseffekte der Lohnpolitik 

skizziert werden, die sich unter ceteris-paribus-Bedingungen einstellen28). Der Einfach-
heit halber beschränkt sich die Analyse auf den durch ein steigendes Angebotspreisni-
veau charakterisierten Bereich unterhalb der Normalauslastung. Produktivitätsbezo-
gene Nominallohnerhöhungen lassen das Preisniveau sowohl von der Angebot- als 
auch von der Nachfrageseite her unberührt, das heißt die Preisfunktionen verändern 
ihre Lage bezogen auf den Auslastungsgrad des Produktionspotentials nicht. Man 
beachte jedoch, daß ein konstanter Auslastungsgrad bei höherer Arbeitsproduktivität 
ein Wachstum des angebotenen und nachgefragten Gütervolumens impliziert. Nomi-
nallohnerhöhungen über den Produktivitätsfortschritt hinaus verschieben infolge ihres 
Kosteneffekts die ps-Funktion und infolge ihres Nachfrageeffekts die Po-Funktion nach 
oben. Es kommt auf jeden Fall zu Preissteigerungen, während der Beschäftigungseffekt 
vor allem von den monetären Rahmenbedingungen abhängt: 
- Bei elastischem Geldangebot ist eine Vollüberwälzung der Nominallohnerhöhungen 

wahrscheinlich, da für die Unternehmen kein Anlaß zur Reduktion ihrer Investi-
tionsgüternachfrage (relativ zum Produktionspotential) besteht. Die Po-Funktion 

27) Der Geldmarkt bzw. die Geldpolitik, ohne deren Berücksichtigung wichtige Schlußfolge-
rungen hinsichtlich der Lohnpolitik nicht zu begründen sind, werden später einbezogen. Für den 
Arbeitsmarkt wird angenommen, daß sich die Arbeitsnachfrage der Unternehmen an der 
Produktionsmenge orientiert, die unter Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
und der Preisvorstellungen der Unternehmer abgesetzt werden kann. 

28 ) Vgl. zu den Wirkungen von Lohnerhöhungen auf Preisniveau und Beschäftigung unter 
Berücksichtigung der Kosten- und Nachfrageeffekte auch H. Beck, Auswirkungen von nicht 
kostenniveauneutralen Lohnänderungen auf Beschäftigung und Preisniveau, Krefeld 1983, 
s. 29 ff. 
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verschiebt sich dann auf Po und das Beschäftigungsniveau kann aufrechterhalten 
werden. Die Lohnpoliltik wirkt also in erster Linie auf die Preise, während ihr 
unmittelbarer Einfluß auf Produktion und Beschäftigung gering zu veranschlagen ist 
(Bewegung von a nach b). 

- Dies ändert sich, wenn die Zentralbank aufgrund der lohnbedingten Preissteigerun-
gen einen restriktiven Kurs einschlägt. Es kommt dann zu Zinserhöhungen mit der 
Folge einer partiellen Verdrängung der zinsabhängigen Nachfrage, insbesondere der 
privaten Investitionen. In diesem Fall verlagert sich die p0 -Funktion nicht auf p0, 
sondern wegen des Rückgangs der Investitionsgüternachfrage (relativ zum Produk-
tionspotential) beispielsweise nur noch auf Produktion und Beschäftigung neh-
men per saldo ab, während das Preisniveau steigt (Bewegung von a nach c). 

- In einer offenen Volkswirtschaft kann der Preisanstieg im Inland auch unabhängig 
von monetären Restriktionen zu Lasten der Beschäftigung gehen. Insbesondere bei 
festen Wechselkursen (und damit auch in einer europäischen Währungsunion) ist 
eine Beeinträchtigung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit zu erwarten. Eine 
daraus resultierende Tendenz zur Passivierung der Leistungsbilanz würde sich 
ebenfalls in einer nur unterproportionalen Verlagerung der p0 -Funktion niederschla-
gen. 
Aus der Verbindung einer expansiven Lohn- mit einer restriktiven Geldpolitik 

resultiert also wie eingangs erwähnt eine Tendenz zur Stagflation, die durch 
außenwirtschaftliche Faktoren verstärkt werden kann. Wenn sich die Nominallohner-
höhungen hingegen an der Produktivitätsregel ausrichten, sind sie preis- und beschäf-
tigungsneutral und können infolgedessen als stabilitätskonform gelten; allerdings nur 
unter der Voraussetzung, daß die übrigen Bestimmungsfaktoren von Preisniveau und 
Beschäftigungsgrad unverändert bleiben. 

3.3. Die Problematik einer „kompensatorischen" Lohnpolitik 
Es stellt sich daher die Frage, ob eine im Prinzip produktivitätsorientierte Lohnpolitik 

durch Einführung bestimmter Kompensationsregeln stabilitätspolitisch sinnvoll 
ergänzt werden kann. Die grundlegenden Aspekte lassen sich an zwei Beispielen 
aufzeigen. Zunächst geht es um den vom Sachverständigenrat besonders betonten Fall 
einer Variation der Kapitalkosten; anschließend um das Problem einer Veränderung 
der Arbeitnehmersparquote. Angenommen es kommt zu einer nicht konjunkturell 
bedingten Erhöhung der spezifischen Kapitalkosten. Die kostenniveauneutrale Lohn-
politik würde nun ein Zurückbleiben der Nominallohnerhöhungen hinter dem 
Produktivitätsfortschritt empfehlen. Im p0 -p5-Schema bliebe die ps-Funktion infolge 
der daraus resultierenden Stabilisierung der gesamten Stückkosten unverändert, das 
heißt aus angebotsorientierter Perspektive wäre die Preisniveaustabilität gesichert. 

Unter Berücksichtigung der Kreislaufzusammenhänge ergibt sich jedoch ein anderes 
Bild. Lohnerhöhungen unterhalb der Zuwachsrate der durchschnittlichen Arbeitspro-
duktivität laufen -wie in Abb. 2 dargestellt- auf eine Verschiebung der Po-Funktion 
nach unten hinaus. Die daraus resultierenden Preis- und Beschäftigungseffekte 
unterscheiden sich nach der jeweils unterstellten Ausgangslage: 
- Bei Vollbeschäftigung kommt es zu Preissenkungen (Bewegung von a nach b), 

solange das angebotseitig determinierte Mindestpreisniveau nicht unterschritten 
wird. Das Einhalten der Kompensationsregel ist in diesem Fall aus stabilitätspoliti-
schen Gründen gar nicht erforderlich. Ein konstantes Preisniveau wäre vielmehr 
schon bei produktivitätsbezogener Lohnpolitik erreichbar. 
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Abb. 2: Kostenniveauneutrale Lohnpolitik bei steigenden Kapitalkosten 

- Bei nicht allzu gravierender Unterbeschäftigung führt die Verlagerung der p0 -
Funktion zu einem Rückgang des Preisniveaus und der Produktionsmenge (Bewe-
gung von c nach d). Ein Ausgleich der Wirkungen wachsender Kapitalkosten ist in 
diesem Fall offenkundig nicht möglich. Ähnliches gilt für ausgeprägte Rezessions-
phasen, nur daß dann der Preiseffekt weitgehend ausbleiben dürfte. 
Der Grund für die geringen Erfolgsaussichten der vom Sachverständigenrat vorge-

schlagenen Lohnstrategie liegt in der Asymmetrie der Kosten- und Nachfrageeffekte 
einer Variation der Kapitalkosten. Diese sind gesamtwirtschaftlich aufzuspalten in 
Abschreibungen, Fremdkapitalzinsen und Gewinne im engeren Sinne, welche die 
effektive Eigenkapitalverzinsung zum Ausdruck bringen. Zwar muß man berücksich-
tigen, daß die Zinsen als Teil der Kapitalkosten gesamtwirtschaftlich auch zum 
Einkommen rechnen. Es ist aber kaum anzunehmen, daß aus zusätzlichen Kapitalein-
kommen eine Mehrnachfrage zustande kommt, die den Nachfrageverlust infolge 
unterproportionaler Lohnerhöhungen voll kompensiert. Nur wenn der Anstieg der 
Kapitalkosten mit zusätzlichen Investitionen einherginge, wäre auch nachfrageseitig 
Lohnzurückhaltung aus stabilitätspolitischen Gründen angesagt. überzeugende 
Anhaltspunkte für einen positiven Zusammenhang zwischen den Nutzungskosten der 
vorhandenen Produktionskapazitäten und dem aktuellen Investitionsvolumen liegen 
jedoch nicht vor29). 

Die Kritik an der Position des Sachverständigenrats sollte allerdings nicht dahinge-
hend mißverstanden werden, daß Rücksichtnahme auf die Entwicklung der Nichtlohn-
kosten überflüssig wäre. Sie ist vielmehr immer dann zu empfehlen, wenn von einer 
weitgehenden Parallelität der Kosten- und Nachfragewirkungen ausgegangen werden 

29) Beispielsweise kann ein Anstieg des Kapitalkoeffizienten Folge eines in den vergangenen 
Perioden relativ hohen Investitionsniveaus sein. In der betrachteten Periode muß jedoch 
keineswegs ein entsprechend hoher Nettokapitalzuwachs angestrebt werden. Vgl. N. Güssregen, 
a.a.O„ S. 93. 
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kann. Dies trifft beispielsweise zu bei einer Erhöhung der indirekten Steuern und 
Verausgabung der Mittel durch den Staat oder bei einer Anhebung der Arbeitgeber-
beiträge zur Sozialversicherung zur Finanzierung zusätzlicher Sozialleistungen. 

Nur am Rande soll auf die Problematik der kurzfristig-konjunkturbedingten 
Schwankungen des Anteils der Kapital- an den Gesamtkosten eingegangenwerden, die 
nach Auffassung des Sachverständigenrats keinen lohnpolitischen Handlungsbedarf 
begründen30). Andernfalls könnte beispielsweise ein Anstieg des Zinsniveaus infolge 
einer restriktiven Geldpolitik auf die Arbeitnehmer zurückgewälzt werden und würde 
damit seinen Bremseffekt ganz oder teilweise verlieren31 ). Diese Überlegung ist aber 
nicht stichhaltig, da sie den restriktiven Nachfrageeffekt übersieht, den eine kostenni-
veauneutrale Lohnpolitik im vorliegenden Fall hätte. Gemessen an den relativ 
unsicheren Wirkungen eines geldpolitisch herbeigeführten Zinsanstiegs auf die mone-
täre Gesamtnachfrage dürfte eine zurückhaltende Lohnpolitik sogar mit größerer 
Wahrscheinlichkeit zur Stabilisierung des Preisniveaus führen. 

Wenden wir uns nun dem zweiten Beispiel für ein Kompensationsproblem zu, dem 
Fall einer Erhöhung der Arbeitnehmersparquote. Die aus den bisherigen Überlegungen 
bereits erkennbare Notwendigkeit einer stärkeren Integration der Nachfrageaspekte 
wird dadurch nochmals unterstrichen. Während die kostenniveauneutrale Lohnpolitik 
die Probleme weitgehend ignoriert, die allein aus der Nachfrageentwicklung resultie-
ren, haben Vertreter der produktivitätsbezogenen Lohnpolitik Variationen des Arbeit-
nehmersparens immerhin als Grund für ein Abweichen der Lohnzuwachsrate vom 
Produktivitätsfortschritt in Betracht gezogen. 

Angenommen die durchschnittliche Sparneigung der Arbeitnehmer nimmt zu - etwa 
durch eine investive Bindung eines Teils der Nominallohnerhöhungen. Daraus folgt ein 
Zurückbleiben der nominellen Konsumgüternachfrage hinter dem produktivitätsbe-
dingten Anstieg des verfügbaren Konsumgütervolumens. Zumindest gilt dies bei relativ 
zum Produktionspotential konstanter Höhe der übrigen Nachfrageaggregate. Aus 
kreislauftheoretischer Sicht gibt es dann einen Spielraum für Lohnerhöhungen über den 
Produktivitätsfortschritt hinaus. Sie würden den restriktiven Effekt des zusätzlichen 
Arbeitnehmersparens kompensieren und die nominelle Gesamtnachfrage wieder auf 
ein Niveau anheben, das mit Preisniveaustabilität zu vereinbaren wäre32). 

Allerdings gilt diese Argumentation so nur für eine vollbeschäftigte Wirtschaft, denn 
sie vernachlässigt die möglichen Rückwirkungen einer nachfrageniveauneutralen, aber 
kostensteigernden Lohnpolitik auf den Auslastungsgrad des Produktionspotentials. 
Die Folge überproportional wachsender Nominallöhne wäre nämlich eine Verlagerung 

30) Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jah-
resgutachten, Expansion und Stabilität, Stuttgart/Mainz 1966, Z. 311. 

31) Vgl. N. Güssregen, a.a.O., S. 87. 
32) Die preisniveauneutrale Lohnsteigerungsrate folgt wiederum aus Gleichung (7): 

d(Y,/A) dpn = O. 
w (Y,/A) SG - SL PD 

Die volkswirtschaftliche Sparquote bleibt dabei unverändert, weil die Zunahme des Arbeimeh-
mersparens durch einen Gewinnquotenrückgang kompensiert wird. Der hier diskutierte Fall ist im 
übrigen nicht vereinbar mit einer Lohnerhöhung über den Produktivitätsfortschritt hinaus, die in 
vollem Umfang zusätzlich von den Arbeitnehmern gespart wird, denn dies würde, wie Ott gezeigt 
hat, bei konstantem Preisniveau auf einen Anstieg der volkswirtschaftlichen Sparquote hinaus-
laufen. Vgl. A. E. Ott, a.a.O„ S. 60 ff. 
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der ps-Funktion nach oben, wie sie in Abb. 3 dargestellt ist. Befindet sich die Wirtschaft 
bereits in einer Rezession, so resultiert daraus bei unveränderter p0 -Funktion ein 
Anstieg des Preisniveaus verbunden mit einem Rückgang der Produktionsmenge 
(Bewegung von a nach b). Die nachfrageseitig scheinbar richtige lohnpolitische 
Strategie würde also eine Stagflationstendenz hervorrufen und wäre damit weder preis-, 
noch beschäftigungspolitisch akzeptabel. 
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Abb. 3: Nachfrageniveauneutrale Lohnpolitik bei verstärktem Arbeitnehmersparen 

Das aus dem zusätzlichen Arbeitnehmersparen resultierende Beschäftigungsproblem 
könnte auch durch eine produktivitätsbezogene oder kostenniveauneutrale Lohnpoli-
tik nicht unmittelbar entschärft werden. Zwar bliebe die ps-Funktion dann unberührt, 
aber die p0 -Funktion würde sich - wie in Abb. 3 ebenfalls dargestellt - nach unten 
verschieben; mit dem Ergebnis einer Verminderung des Auslastungsgrades bei 
tendenziell rückläufigem Preisniveau (Bewegung von a nach c). Letzteres ist allerdings 
gegenüber der nachfrageorientierten Strategie als Vorteil anzusehen, denn die Voraus-
setzungen für einen expansiven Einsatz der Geld- und Finanzpolitik sind günstiger, 
wenn Preissteigerungen bei Unterbeschäftigung weitgehend vermieden werden kön-
nen33). 

Als Ergebnis dieser Überlegungen kann man festhalten, daß eine generelle, für 
Vollbeschäftigungs- wie Unterbeschäftigungssituationen gültige Lohnleitlinie auch für 
den Fall eines vermehrten Arbeitnehmersparens nicht zu begründen ist. Die asymme-
trischen Kosten- und Nachfrageeffekte sprechen dafür, den nachfrageseitigen Spiel-
raum für Lohnerhöhungen über den Produktivitätsfortschritt hinaus bei Vollbeschäf-
tigung auszuschöpfen, bei Unterbeschäftigung jedoch mit Rücksicht auf die Kostensi-
tuation der Unternehmen die traditionelle Produktivitätsregel anzuwenden. Daraus 
folgt auch, daß lnvestivlohnvereinbarungen nicht in Rezessionsphasen passen. Besser 

33) Vgl. A. Oberhauser, Lohnsteigerungen und Beschäftigung, a.a.O., S. 212ff. 
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geeignet wäre unter Kostenaspekten und im Hinblick auf die konjunkturelle Flexibilität 
der Entlohnung eine investive Gewinnbeteiligung, doch kann darauf an dieser Stelle 
nicht näher eingegangen werden34). 

Die Überlegungen zu den kompensatorischen Lohnkonzepten zeigen, daß einseitige 
angebots- oder nachfrageorientierte Leitlinien den stabilitätspolitischen Erfordernissen 
nicht oder nur eingeschränkt gerecht werden können. Unter Beachtung beider 
Marktseiten lassen sich eindeutige Empfehlungen jedoch nur unter bestimmten 
zusätzlichen Voraussetzungen geben. Eine Verallgemeinerung der diskutierten Beispie-
le führt zu folgenden Thesen: 
- Die Zuwachsrate der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität ist aus angebots- und 

nachfragetheoretischer Sicht allenfalls eine geeignete Ausgangsgröße zur Bestim-
mung des gesamtwirtschaftlichen Verteilungsspielraums. Zwar stabilisieren produk-
tivitätsbezogene Lohnerhöhungen für sich genommen die Angebots- und die 
Nachfragefunktion bezogen auf den jeweiligen Auslastungsgrad des Produktions-
potentials. Die produktivitätsorientierte Lohnpolitik kann aber nur unter ceteris-
paribus-Bedingungen als weitgehend preis- und beschäftigungsneutral angesehen 
werden. 

- Da von Lohnsatzänderungen weitgehend parallele Kosten- und Nachfrageeffekte 
ausgehen, wirken Abweichungen von der Produktivitätsregel in erster Linie auf das 
Preisniveau. Sie sind aus stabilitätspolitischer Sicht immer dann angebracht, wenn 
sich andere Bestimmungsfaktoren des Preisniveaus verändern. Die Erfolgsaussichten 
einer kompensatorischen Lohnpolitik hängen von der Art der Störung und von der 
konjunkturellen Ausgangslage ab. 

- Wenn der zu kompensierende Faktor ebenso wie eine Lohnsatzänderung weitgehend 
symmetrisch auf Kosten und Nachfrage wirkt, ist eine Anrechnung auf die 
Lohnsteigerungen unabhängig von der Konjunkturlage sinnvoll. Beispielsweise führt 
die Finanzierung zusätzlicher Staatsausgaben durch eine Erhöhung der indirekten 
Steuern zu Kostensteigerungen, die durch Lohnerhöhungen unterhalb der Zuwachs-
rate der Arbeitsproduktivität neutralisiert werden können. Der damit einhergehende 
restriktive Nachfrageeffekt würde darüber hinaus für einen Ausgleich der Mehr-
nachfrage des Staates sorgen. Die Überwälzung indirekter Steuern, die andernfalls 
über Preissteigerungen erfolgt, kann also auch in stabilitätskonformer Weise mit 
Hilfe einer kompensatorischen Lohnpolitik erreicht werden. 

- Bei asymmetrischen Kosten- und Nachfrageeffekten ist auf die konjunkturelle 
Situation zu achten. In einer vollbeschäftigten Wirtschaft entscheidet die Kostenseite 
nur über die Preisuntergrenze. Daher muß eine stabilitätskonforme Lohnpolitik 
insbesondere auf anderweitig verursachte Variationen der Gesamtnachfrage reagie-
ren. Nominallohnerhöhungen unterhalb des Produktivitätsfortschritts sind bei-
spielsweise angezeigt, wenn die reale Inanspruchnahme des Produktionspotentials 
durch Investitionen, Staatsausgaben oder Exporte zunimmt. Bei Unterbeschäftigung 
beeinflussen Nachfragefaktoren vor allem den Auslastungsgrad des Produktionspo-
tentials. Darauf haben Lohnsatzvariationen aufgrund ihrer weitgehend parallelen 

34) Vgl. zu den verschiedenen Möglichkeiten einer an der Einkommensverwendung orientierten 
Lohnpolitik A. Oberhauser, Investivlohn und investive Gewinnbeteiligung in verteilungs- und 
stabilitätspolitischer Sicht, Wirtschaftswissenschafdiches Studium (WiSt), 1978, S. 60 ff. 
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Kosten- und Nachfrageeffekte nur geringen Einfluß35). Da eine wirksame Kompen-
sation rein nachfrageseitiger „Störungen" ohnehin nicht möglich ist, sollte in diesem 
Fall die Kostenseite den Ausschlag bei der Lohnfindung geben. 

3.4. Konjunkturelle und strukturelle Aspekte der Produktivitätsorientierung 
Bei der Diskussion der Stabilitätslohnkonzepte hat sich die Produktivitätsorientie-

rung als unverzichtbare Grundlage herauskristallisiert. Dieser Begriff bedarf allerdings 
der Präzisierung, wenn man die Analyse auf den Fall einer unterbeschäftigten 
Wirtschaft ausdehnt. Die Durchschnittsproduktivität der Arbeit wird dann zu einer 
Größe, die nicht nur vom produktionstechnischen Fortschritt, sondern auch vom 
Auslastungsgrad des Produktionspotentials abhängt. 

Ein erstes Problem besteht nun darin, daß der technische Fortschritt die Stückkosten 
möglicherweise nicht bei jedem Auslastungsgrad in relativ gleichem Maße reduziert. 
Die nach der Produktivitätsregel zulässigen Lohnerhöhungen wären dann auch 
abhängig von dem Auslastungsgrad, der bei der Messung des Produktivitätsfortschritts 
zugrunde gelegt wird. Quantitativ dürfte dieser Punkt allerdings kaum ins Gewicht 
fallen. 

Größere Bedeutung kommt dagegen den konjunkturellen Einflüssen auf Preisniveau 
und Stückkosten zu. Angenommen in einer Rezessionsphase steigt die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage, während die Kosten- und Angebotspreisfunktion konstant 
bleibt. Dann kommt es zu einer Expansion von Produktion und Beschäftigung bei 
weitgehend stabilen oder leicht steigenden Preisen. Gleichzeitig nimmt die Durch-
schnittsproduktivität der Arbeit zu, weil der Arbeitseinsatz nur unterproportional mit 
der Produktionsmenge steigt. Bei konstantem Lohnsatz sinken also die Lohnstückko-
sten. 

Dieser Fall ist streng zu unterscheiden von dem einer produktionstechnisch bedingten 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität, die bei konstantem Lohnsatz auf eine Verlagerung 
der Stückkostenfunktion nach unten hinauslaufen würde. Eine Lohnpolitik, die im 
Aufschwung stabilitätskonform sein will, darf Produktivitätsänderungen, die allein 
aufgrund einer Variation der Kapazitätsauslastung zustande kommen, nicht berück-
sichtigen. Andernfalls würden die Nominallohnerhöhungen im Aufschwung stärker 
ausfallen als der technische Produktivitätsfortschritt. Die Folge wäre eine Verlagerung 
der Stückkostenfunktion und der beiden Preisfunktionen (p5 bzw. p0 ) nach oben, das 
heißt bei jedem Auslastungsgrad des Produktionspotentials würde ein lohninduzierter 
Preisniveauanstieg zustande kommen, der bei richtig verstandener Produktivitätsorien-
tierung zu vermeiden wäre. 

Auch aus nachfragetheoretischer Sicht empfiehlt sich der Verzicht auf die lohnpo-
litische Ausschöpfung eines konjunkturbedingten Anstiegs der statistischen Durch-
schnittsproduktivität der Arbeit. Im Aufschwung steigt typischerweise die Investitions-
quote und häufig auch der Leistungsbilanzsaldo. Derartige Verschiebungen in der 
Verwendungsstruktur des Sozialprodukts implizieren eine Erhöhung der Gewinnquote 
- ein Phänomen, das ebenfalls in jedem Aufschwung zu beobachten ist. Die 

35) Dies bezieht sich auf die hier zur Diskussion stehenden kompensatorischen Abweichungen 
von der Produktivitätsregel. Nominallohnerhöhungen, die deutlich über dem Produktivitätsfort-
schritt liegen, senken den Auslastungsgrad, vor allem wenn sie mit einer restriktiven Geldpolitik 
einhergehen. 
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konjunkturelle Verteilungsumschichtung zugunsten der Unternehmergewinne kann 
über die Lohnstückkostendegression bei tendenziell stabilen Preisen erfolgen. Da ein 
entsprechender gütermäßiger Spielraum nicht gegeben ist, würde die Anrechnung der 
konjunkturbedingten Produktivitätssteigerungen auf die Nominallohnerhöhungen 
nachfrageseitig inflationsfördernd wirken. 

Diese Argumentation gilt mit einer Ausnahme: Wenn die Nominallohnerhöhungen 
in Rezessionsphasen hinter dem technisch bedingten Produktivitätsfortschritt zurück-
bleiben, dürfen sie im Aufschwung darüber hinausgehen. Eine solche Flexibilität der 
Lohnpolitik wäre stabilitätspolitisch durchaus von Vorteil, da die Unternehmen bei 
rückläufigem Absatz entlastet würden. Allerdings dürfte schon die bescheidenere 
Empfehlung, die Lohnsteigerungen am trendmäßigen, anstatt am aktuellen Wachstum 
der Arbeitsproduktivität zu orientieren, nur schwer zu realisieren sein36). 

Neben der Verminderung der spezifischen Lohnkosten ist im Fall einer konjunktu-
rellen Erholung zu beachten, daß das Angebotspreisniveau ab einem bestimmten Punkt 
mit dem Auslastungsgrad steigen dürfte. Die nachfragebedingte Expansion von 
Produktion und Beschäftigung kann also mit gewissen Preissteigerungen verbunden 
sein, die ausschließlich auf die verbesserte Kapazitätsauslastung zurückgehen. Derar-
tige Preissteigerungen sind nur das Spiegelbild entsprechender Preiszugeständnisse der 
Unternehmer auf dem Weg in die Rezession. Sie müssen als unvermeidlich hingenom-
men werden, wenn eine Rückkehr zur Vollbeschäftigung bei gegebener Stückkosten-
funktion möglich bleiben soll. 

Die Überlegungen zur Abhängigkeit des Kosten- und Preisniveaus von der Konjunk-
turlage sprechen dafür, die Produktivitätsregel als Ausgangspunkt einer stabilitätskon-
formen Lohnpolitik genauer zu fassen: 
- Die Erhöhung der Nominallohnsätze muß sich an der Steigerungsrate der durch-

schnittlichen volkswirtschaftlichen Arbeitsproduktivität orientieren, die sich bei 
unverändertem Auslastungsgrad des Produktionspotentials ergeben würde. 

- Darüber hinaus sollte man Preisniveaustabilität als Primärziel einer stabilitätskon-
formen Lohnpolitik nicht im Sinne einer Aufrechterhaltung des aktuellen Preisni-
veaus interpretieren, sondern auslastungsbedingte Preisänderungen in beiden Rich-
tungen zulassen. 
Neben diesen konjunkturellen Aspekten hat eine stabilitätsgerecht konzipierte 

Lohnpolitik strukturelle Probleme zu beachten, die sich möglicherweise aus einer 
unterschiedlichen Entwicklung der Arbeitsproduktivität in einzelnen Wirtschaftszwei-
gen bzw. Unternehmen ergeben. Wer eine Orientierung der Löhne an der gesamtwirt-
schaftlichen durchschnittlichen Arbeitsproduktivität befürwortet, muß sich die Frage 
stellen, ob und in welcher Weise branchenmäßige und regionale Abweichungen 

36) Der Sachverständigenrat hält grundsätzlich beide Wege für gangbar. Vgl. zu den Vor- und 
Nachteilen der alternativen Lohnstrategien Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1966, a.a.O., Z. 
327 ff. Auch im letzten Jahresgutachten plädiert er - vor allem aus beschäftigungspolitischen 
Gründen - für eine Berücksichtigung konjunktureller Aspekte: „Im Konjunkturaufschwung weist 
der statistisch ermittelte Produktivitätsfortschritt in die Irre, weil er auch durch den Abbau von 
Arbeitsplätzen erkauft wurde. Ganz entscheidend ist aber: Bei hoher Arbeitslosigkeit und 
zunehmendem internationalen Wettbewerb ist eine Verringerung der Lohnstückkosten ein 
hilfreiches Mittel auf dem Weg zu mehr Beschäftigung." Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten, Den Aufschwung sichern - Arbeits-
plätze schaffen, Stuttgart 1994, Z. 446. 
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störungsfrei absorbiert werden können37). Produktivitätsbezogene und kostenniveau-
neutrale Lohnpolitik setzen voraus, daß Bereiche mit überdurchschnittlichem Produk-
tivitätsfortschritt, die einen Rückgang der Lohnstückkosten verzeichnen, die Kosten-
vorteile in Preissenkungen weitergeben. Unterdurchschnittlich produktive Wirtschafts-
zweige dürfen ihre Preise dann entsprechend anheben, ohne die Preisniveaustabilität im 
Durchschnitt zu gefährden. 

Wenn derart symmetrische Preisanpassungen überhaupt stattfinden, ist zu erwarten, 
daß Wirtschaftsbereiche mit überdurchschnittlichen Produktivitätszuwächsen tenden-
ziell Marktanteile gewinnen und daher Arbeitskräfte aus anderen Bereichen anziehen. 
Aus einer solchen Verschiebung der Beschäftigungsanteile resultiert im Durchschnitt 
ein Anstieg der Arbeitsproduktivität. Da der Lohnsatz in den begünstigten Branchen 
höher sein dürfte als in den produktivitätsschwachen, ergibt sich aber auch ein Anstieg 
des durchschnittlichen Lohnniveaus. Ein gesamtwirtschaftlicher Produktivitätszu-
wachs, der ausschließlich auf diesem sogenannten „Lohnsummeneffekt des Struktur-
wandels" beruht, steht für allgemeine Nominallohnerhöhungen nicht mehr zur 
Verfügung, weil er durch die höheren Löhne in den produktivitätsstarken Bereichen 
bereits ausgeschöpft wurde. Dem Sachverständigenrat ist daher zuzustimmen, wenn er 
für den Fall einer Variation der Beschäftigtenanteile entsprechende Abzüge vom 
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt bei der Ermittlung stabilitätskonfor-
mer Durchschnittslohnsteigerungen vorsieht38). 

Größere Schwierigkeiten ergeben sich allerdings, wenn die grundlegende Vorausset-
zung eines Ausgleichs bereichsweise steigender Preise durch anderweitige Preissenkun-
gen nicht erfüllt ist. Empirisch kann man eine Tendenz zu asymmetrischen Preisan-
passungen beobachten, das heißt Kostenvorteile werden meist nur zum Teil in 
Preissenkungen umgemünzt, während Kostensteigerungen voll zu Buche schlagen. 
Wenn aber „einmal in Branchen mit unterdurchschnittlicher Produktivitätsentwick-
lung die Preise prompt erhöht werden, sobald die Lohnerhöhung den Produktivitäts-
anstieg in der betreffenden Branche übersteigt, zum anderen aber in Branchen mit 
überdurchschnittlicher Produktivitätsentwicklung die Preise nicht prompt gesenkt 
werden, obwohl die Lohnerhöhung hinter dem Anstieg der Branchenproduktivität 
zurückbleibt, dann ist schon bei produktivitätsorientietter Lohnpolitik kaum ein 
stabiles Preisniveau erreichbar, es sei denn, man verschärfe den Wettbewerbsdruck 
durch zusätzliche Importe oder eine Verschärfung der Wettbewerbsgesetzge-
bung"39). 

Gleichmäßige Lohnerhöhungen implizieren also bei stärkeren Unterschieden in der 
Produktivitätsentwicklung die Gefahr eines im Durchschnitt steigenden Preisniveaus 
verbunden mit Beschäftigungsverlusten in den produktivitätsschwachen Bereichen. 
Begegnen könnte man diesen unerwünschten Wirkungen durch eine sektoral und 
gegebenenfalls auch regional differenzierte Lohnpolitik. Deren Vorzüge unterstreicht 
ein Blick auf die Situation in den neuen Bundesländern. Die Erhaltung bestehender und 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze ist offensichtlich stark gefährdet, wenn ausgeprägte 
Produktivitätsunterschiede lohnpolitisch nicht hinreichend in Rechnung gestellt wer-

37) Die aus Produktivitätsunterschieden und Arbeitskräftewanderungen resultierenden Proble-
me werden ausführlich diskutiert bei A. E. Ott, a.a.0., S. 34 ff. und H. Scherf, Produktivitäts-
orientierte Lohnpolitik und Preisstabilität, Weltwirtschaftliches Archiv, 1967, S. 117 ff. 

38) Vgl. Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1964, a.a.O., Z. 235. 
39) A. E. Ott, a.a.O., S. 58. 
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den. Zu schnelle Lohnanpassungen haben den Aufholprozeß behindert, in dessen 
Verlauf die Löhne in Ostdeutschland mittelfristig durchaus aufgrund der zu erwarten-
den starken Produktivitätszuwächse ohne negative Folgen für die Beschäftigung 
überdurchschnittlich steigen können40). 

4. Resümee 

Aus den Überlegungen zur gesamtwirtschaftlichen Problematik der Lohnleitlinien 
ergibt sich insgesamt, daß der Grundgedanke der Produktivitätsorientierung zentraler 
Bestandteil einer lohnpolitischen Strategie bleiben muß, die darauf abzielt, negative 
Preis- und Beschäftigungseffekte möglichst zu vermeiden. Wenn die Tarifpartner 
diesem traditionellen Stabilitätslohnkonzept folgen würden, könnten sie wenigstens die 
von „expansiven" Lohnsteigerungen ausgehenden Stagflationsgefahren minimieren. 
Allerdings garantiert die produktivitätsbezogene Lohnpolitik noch keine Preisniveau-
stabilität bei konstanter Beschäftigung, denn die Löhne bestimmen nicht allein über die 
Entwicklung dieser Größen. Kommt es aus anderen Gründen zu einer Verletzung der 
Stabilitätsziele, so ist stets zu prüfen, ob sich der Beitrag der Lohnpolitik zur 
Stabilisierung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung durch zielgerichtete Abwei-
chungen von der Produktivitätsregel verbessern läßt. Entsprechende Vorschläge haben 
allerdings nur Aussicht auf Erfolg, wenn sie nicht einseitig für die Anrechnung von 
Kostenänderungen plädieren, sondern auch die jeweils relevanten Nachfrageaspekte 
berücksichtigen. 
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